
„Wär ich nicht arm, 
wärst Du nicht reich.“ 

Der Bericht des ersten G20-Expert:innenkomitees  
zu Ungleichheit

von Sarah Ganter
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Oberstes Ziel der Nachhaltigen Entwicklungsagenda ist die Bekämpfung und Überwindung extremer Armut welt-
weit. Doch auch extremer Reichtum rückt immer stärker in den Fokus. Denn Wirtschaftswachstum als vielbe-
schworenes Mittel der Armutsbekämpfung greift zu kurz, weil der sogenannte Trickle-Down-Effekt, nach dem der 
Reichtum von oben nach unten durchsickert, in der Praxis selten eintritt. Das globale Vermögen konzentriert sich 
immer stärker am oberen Ende der Verteilungsskala. 

Im Rahmen seiner G20-Präsidentschaft hat der südafrikanische Präsident Cyril Ramaphosa deshalb ein interna­
tionales Komitee unabhängiger Expert:innen damit beauftragt, eine Analyse der globalen Ungleichheit inklusive 
Empfehlungen zu ihrer Bekämpfung vorzulegen. Die Ergebnisse des Berichts, der unter der Federführung des Wirt-
schaftsnobelpreisträgers Joseph Stiglitz erarbeitet wurde, sind alarmierend. Die Expert:innen sprechen von einem 
„Ungleicheitsnotstand“, identifizieren zentrale Treiber der Ungleichheit, problematisieren die hohe Konzentration 
von Marktmacht und empfehlen Gegenmaßnahmen. Angesichts der mangelhaften Datenlage, die die Erforschung 
von Verteilungsfragen erschwert, schlagen sie die Einrichtung eines internationalen Ungleichheitspanels nach dem 
Vorbild des Weltklimarats vor. 

Dieses Briefing Paper beleuchtet die zentralen Ergebnisse und Empfehlungen des Berichts und stellt sie in den 
Kontext der wachsenden Relevanz von Ungleichheit im Diskurs zu nachhaltiger Entwicklung und effektiveren 
Umsetzungsmechanismen. 

Ungleichheit als Problem  
für nachhaltige Entwicklung

Soziale Ungleichheit rückt zunehmend in den 
Fokus, weil sie in ihrem gegenwärtigen Ausmaß zu 
einem zentralen Hindernis nachhaltiger Entwick-
lung geworden ist. In der Vergangenheit hatten sich 
die G20 wenig mit dem Thema befasst. Erst die 
südafrikanische Präsidentschaft setzte die Auswir-
kungen von Verteilungsfragen auf die Agenda. Das 
erste G20-Expert:innenkomitee zu Ungleichheit 
führt aus, wie eine starke Schieflage in der Vertei-
lung des Wohlstands wirtschaftliche Entfaltung, 

Armutsbekämpfung und sozialen Fortschritt aus-
bremst, die Bekämpfung des Klimawandels torpe-
diert und letztendlich demokratische Politik unter-
miniert. 

Eine geringe Kaufkraft bei der breiten Bevölkerung 
bremst den Konsum. Mangelnde Bildung, Armut 
und hohe Verschuldungsraten sorgen für Unsicher-
heit und eine insgesamt reduzierte Produktivität. 
Dazu kommt, dass die in den letzten Jahren stark 
gewachsene Vermögensakkumulation am oberen 
Ende in der Regel aus Kapitalerträgen, -gewinnen 
und Erbschaften entsteht und nicht aus produktiver 

http://www.globalpolicy.org
https://www.gov.za/sites/default/files/gcis_document/202511/g20-global-inequality-report-full-and-summary.pdf
https://www.gov.za/sites/default/files/gcis_document/202511/g20-global-inequality-report-full-and-summary.pdf
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wirtschaftlicher Aktivität resultiert (s. Abbildung 
1). Vermögensbildung und Arbeit sind immer stär-
ker entkoppelt. Obwohl 85 Prozent der Weltbevöl-
kerung überhaupt keine Kapitaleinkünfte beziehen, 
hat global der Anteil des des Kapitaleinkommens 
den des aus Arbeit resultierenden Einkommens seit 
der Jahrtausendwende deutlich überholt. 

Soziale Ungleichheit wirkt selbst verstärkend. 
Nicht nur werden Vermögen einerseits und Bil-
dungs- und Lebenschancen andererseits von einer 
Generation an die nächste vererbt. In sehr unglei-
chen Gesellschaften werden dem Expert:innenbe-
richt zufolge auch tendenziell weniger soziale In-
vestitionen getätigt, die Ungleichheit entgegen-
wirken können. Damit fehlt es in diesen Ländern 
an starken sozialen Sicherungs- und öffentlichen 
Bildungssystemen, die Aufstiegschancen und einen 
Ausweg aus dieser Dynamik bieten können. Diese 
Systeme machen Gesellschaften insgesamt krisen-
fester, weil externe Schocks abgefedert werden und 
sich die Lasten auf viele Schultern verteilen. 

Vermögensungleichheit unter dem Radar

Im Jahr 2024 lebten 839 Millionen Menschen und 
damit 10 Prozent der Weltbevölkerung in extremer 
Armut und mussten mit weniger als drei US-Dol-
lar am Tag auskommen. Dabei sind die Zahlen re-
gional sehr unterschiedlich. In Subsahara-Afrika 

waren 46,0 Prozent betroffen. Gleichzeitig kon-
zentriert sich das globale Vermögen in den Händen 
einer kleinen Gruppe von extrem reichen Privat-
personen. Nach Zahlen, die die Organisation 
Oxfam im Vorfeld der Vierten internationalen Ent-
wicklungsfinanzierungskonferenz veröffentlichte, 
wuchs das Vermögen des reichsten Prozent der 
Weltbevölkerung seit 2015 um mehr als 33,9 Bil-
lionen US-Dollar. Allein das Vermögen der klei-
nen Gruppe von 3000 Milliardär:innen wuchs um 
6,5 Billionen US-Dollar. Eine Summe, die mehr 
als ausreichen würde, um die Finanzierungslücke 
in der Umsetzung der Nachhaltigen Entwicklungs-
ziele zu schließen, die auf mehr als vier Billionen 
US-Dollar pro Jahr geschätzt wird.

„Wär ich nicht arm, wärst Du nicht reich.“ schrieb 
Berthold Brecht schon 1934 und in den letz-
ten Jahren ist immer stärker in den Blick geraten, 
dass extreme Armut und extreme Vermögen zwei 
Seiten derselben Medaille sind. Doch jahrzehnte-
lang wurde Ungleichheit vorrangig in Hinblick 
auf Einkommen gemessen. Die Themen Vermö-
gensverteilung und Vermögenskonzentration blie-
ben in gängigen Ungleichheitsuntersuchungen wie 
beispielsweise dem Gini-Koeffizienten außen vor. 
Weiterhin fehlen auch in Ländern wie Deutschland 
verlässliche Daten, um privates Vermögen zu erfas-
sen. Erste Forschungsarbeiten zur Vermögensver-
teilung zeichnen aber ein neues Bild von Ungleich-
heit (s. Abbildung 2). 

Abbildung 1: Anteil von Kapital und Arbeitslohn am Nationaleinkommen

Quelle: Aus dem Bericht des G20 Extraordinary Committee of Independent Experts on Gloabl Inequality (2025); basierend auf Forschungsergebnissen 
aus der World Inequality Database; Arbeitsanteil und Kapitalanteil am gesamten Nationaleinkommen.

https://blogs.worldbank.org/en/opendata/september-2025-global-poverty-update-from-the-world-bank--new-da
https://oi-files-d8-prod.s3.eu-west-2.amazonaws.com/s3fs-public/2025-06/Brief%20-%20From%20Private%20Profit%20to%20Public%20Power%20EN.pdf
https://oi-files-d8-prod.s3.eu-west-2.amazonaws.com/s3fs-public/2025-06/Brief%20-%20From%20Private%20Profit%20to%20Public%20Power%20EN.pdf
 https://www.gov.za/sites/default/files/gcis_document/202511/g20-global-inequality-report-full-and-summary.pdf
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 Vermögenskonzentration als  
Brandbeschleuniger in Krisenzeiten

Das G20-Expert:innenkommittee führt den explo
sionsartigen Anstieg privaten Vermögens auf 
makroökonomische und fiskalpolitische Maßnah-
men im Zuge der Finanzkrise von 2008 und der 
Covid19-Pandemie zurück. Durch Zentralbank
interventionen zur Bankenrettung und staatliche 
Wirtschaftsförderung in der Pandemie fand eine 
massive Umverteilung von öffentlichen in private 
Kassen statt. Gleichzeitig wurden Verluste soziali-
siert. In der Folge blieben in vielen Ländern der 
Welt aufgrund von öffentlichen Sparmaßnahmen 
dringende Investitionen in Daseinsvorsorge und 
nachhaltige Entwicklung aus. 

Das Rechercheteam der Bürgerbewegung 
Finanzwende zeichnet darüber hinaus nach, wie 
Vermögenskonzentration nicht nur eine Folge von 
Finanzkrisen ist, sondern andersrum auch zu Insta-
bilität an den Finanzmärkten beiträgt. Das Finanz-
system wird demnach dann krisenanfälliger, wenn 
Schulden und Geldvermögen schneller wachsen, 
als die Realwirtschaft. Dadurch, dass die breite Be-
völkerung und öffentliche Kassen in Krisen Schul-
den machen müssen, um Lebensunterhalt und Ge-
meinwohl weiter zu finanzieren, nutzen Hochver-
mögende Schulden als Anlagemöglichkeit. Eine 
extreme Vermögenskonzentration wirkt so als 
Brandbeschleuniger in Krisenzeiten.

Ungleiche Lastenverteilung in der  
Finanzierung des Gemeinwohls

Gleichzeitig sind die Lasten in der Finanzierung des 
Gemeinwohls ungleich verteilt. Während Militär­
ausgaben steigen und Regierungen das Geld fehlt, 
um in Sozialsysteme, Bildung und Infrastruktur zu 
investieren, zahlen viele Hochvermögende anteilig 
kaum Steuern, obwohl sie selbst von den öffentlichen 
Ausgaben profitieren. In den meisten Ländern der 
Welt speisen sich die Staatshaushalte hauptsächlich 
aus Einkommens- und Konsumsteuern, die vorran-
gig von den weniger wohlhabenden Bevölkerungs-
schichten gezahlt werden. Eine Rückverteilung 
über Steuern ist mit den gegenwärtigen Spielregeln 
nicht möglich. Untersuchungen der Organisa­
tion für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) kommen zu dem Schluss, 
dass in Industrieländern Einkommen aus Arbeit 
deutlich höher besteuert wird als Einkommen aus 
Kapitalerträgen. Ein Forscher:innenteam um den 
französischen Ökonom Gabriel Zucman zeigt, dass 
Milliardäre im Vergleich zur breiten Bevölke­
rung kaum Steuern zahlen (s. Abbildung 3).

Koloniale Kontinuitäten  
und Neoliberalismus

Ungleichheit ist nicht nur innerhalb einzelner 
Länder eine Herausforderung. Auch zwischen Län-
dern und Regionen steht sie nachhaltiger Entwick-
lung entgegen, wenn der Wohlstand der einen aus 

Abbildung 2: Gini-Indexe Einkommen und Vermögen

Quelle: Hentschel, Karl-Martin, Eibl, Alfred (2024): Die Steuerrevolution – Ein Konzept zur Rückverteilung von Reichtum, zu mehr Gerechtigkeit und 
Klimaschutz. VSA: Verlag Hamburg

Gini-Index Einkommen

Südafrika, Brasilien,
Mexiko

> 45 %

Iran, Türkei, USA,
Teile von Lateinamerika

> 40 %

China, Indien, Russland,
Nigeria, Indonesien

> 35 %

Großbritannien, EU, Kanada,
Japan, Australien

> 30 %

Skandinavien < 30 %

Gini-Index Vermögen

USA, Russland, Schweden > 85 %

Deutschland, Brasilien, Indien,
Saudi Arabien, Südafrika, 
Nigeria, Indonesien

> 80 %

Mexiko > 75 %

China, Kanada, 
Großbritannien, Iran

> 70 %

Australien, Rest der EU,
Japan

< 70 %

https://www.finanzwende-recherche.de/unsere-themen/vermoegenskonzentration-ursache-finanzmarktinstabilitaet/
https://www.finanzwende-recherche.de/unsere-themen/vermoegenskonzentration-ursache-finanzmarktinstabilitaet/
https://front.un-arm.org/Milex-SDG-Study/SG_Report_TheSecurityWeNeed.pdf
https://front.un-arm.org/Milex-SDG-Study/SG_Report_TheSecurityWeNeed.pdf
https://www.oecd.org/content/dam/oecd/en/publications/reports/2023/08/the-taxation-of-labour-vs-capital-income_0d35e3e3/04f8d936-en.pdf
https://www.oecd.org/content/dam/oecd/en/publications/reports/2023/08/the-taxation-of-labour-vs-capital-income_0d35e3e3/04f8d936-en.pdf
https://www.oecd.org/content/dam/oecd/en/publications/reports/2023/08/the-taxation-of-labour-vs-capital-income_0d35e3e3/04f8d936-en.pdf
C://Users/pc/Downloads/Wealth%20taxes%20and%20high-net-worth%20individuals%20in%20Europe.pdf
C://Users/pc/Downloads/Wealth%20taxes%20and%20high-net-worth%20individuals%20in%20Europe.pdf
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der Abhängigkeit und Ausnutzung anderer resul-
tiert. Der Expert:innenbericht identifiziert zwei 
zentrale historische Faktoren für Ungleichheit und 
führt aus, wie das Erbe des Kolonialismus und neo-
liberale Politik Verteilung bestimmen. Post-kolo-
niale Machtasymmetrien prägen bis heute die in-
ternationalen Beziehungen. In der Kolonialzeit 
wurden in vielen Ländern des Globalen Südens 
die Wirtschaftssysteme auf den möglichst kosten-
günstigen Export von Rohstoffen in den Globalen 
Norden ausgerichtet. Auch die Landverteilung war 
in der Regel sehr ungleich. Die besten landwirt-
schaftlichen Flächen waren im Besitz einer kleinen 
Personengruppe. Dazu kamen rassistische Diskri-
minierung, Sklaverei und Zwangsarbeit. 

Der Bericht weist auf den engen Zusammen-
hang zwischen dem wirtschaftlichen Aufstieg Eu-
ropas mit diesen ausbeuterischen Verhältnissen 
hin, der erst zur industriellen Revolution geführt 
hat, im Zuge derer sich die Ungleichheit zwi-
schen dem Globalen Norden und dem Globalen 
Süden weiter verschärfte. Auch wenn insbeson-
dere Länder in Ostasien inzwischen wirtschaft-
lich aufgeholt haben, bleiben die informellen und 
formalen Machtressourcen des Globalen Nordens 
auch im Kontext der internationalen Institutionen 
deutlich größer. Der Bericht illustriert das an den 
Stimmrechten in der Weltbank und führt aus, dass 
eine Person mit belgischer Staatsangehörigkeit im 
Vergleich zu jemanden aus Äthiopien die 180-fache 
Entscheidungsmacht besitzt. 

Auch neoliberale Politiken wie die Deregulierung 
von Arbeitsbeziehungen und die Beschränkung ge-

werkschaftlicher Macht zählt der Bericht zu den 
zentralen Treibern von Ungleichheit. Die Steuer-
sätze für Konzerne und Hochvermögende sinken, 
während die breite Bevölkerung über Einkom-
mens- und Konsumsteuern das Gemeinwohl finan-
ziert. Privatisierung unter anderem im Bildungs-
bereich bei einer gleichzeitig geringen Rückver-
teilungswirkung von Erbschaftssteuern führt dazu, 
dass sich Ungleichheit über Generationen verfes-
tigt. Die Finanz- und Kapitalmarktliberalisierung 
bringt ein größeres Krisenrisiko mit sich. Der Be-
richt verzeichnet einen Rückgang an antizykli-
schen Ausgaben aus Angst vor Kapitalflucht, wobei 
gleichzeitig die Erleichterung grenzüberschreiten-
der Kapitalflüsse Steuervermeidung begünstigt.

Gefährliche Konzentration  
von Marktmacht

Der Bericht des Expert:innenkomitees problema-
tisiert in diesem Zusammenhang auch die zuneh-
mende Konzentration von Marktmacht als Trei-
ber von Ungleichheit. Denn Untersuchungser­
gebnisse zeigen, dass sehr hohe Vermögen in der 
Regel in besonders konzentrierten Märkten ent-
stehen. Große Teile privaten Vermögens werden 
in Unternehmensanteilen an multinationalen Kon-
zernen gehalten. Während Aktienkurse und Divi­
denden steigen, sinken die Löhne. Globale Qua-
simonopolstrukturen weniger großer Player erlau-
ben es ihnen, Spielregeln und Preise zu bestimmen. 
Transnationale Produktionsnetzwerke ermöglichen 
es, Regulierung und Besteuerung durch strategi-
sche Standortverlagerung zu umgehen. Virtuelle 

Abbildung 3: Durchschnittliche Steuerraten nach Einkommensgruppen und für Milliardäre 

Quelle: EU Tax Observatory (2005) Resources for a Safe and Resilient Europe: The Case for Minimum Taxation of Ultra-High-Net-Worth Individuals in 
the EU.

https://prod.wid.world/www-site/uploads/2024/06/WorldInequalityLab_WP2024_16_Inequality-and-Market-Concentration_New-Evidence-from-Australia_Final.pdf
https://prod.wid.world/www-site/uploads/2024/06/WorldInequalityLab_WP2024_16_Inequality-and-Market-Concentration_New-Evidence-from-Australia_Final.pdf
https://www.oxfam.de/system/files/documents/unternehmen_ungleichheit_v10_online.pdf
https://www.oxfam.de/system/files/documents/unternehmen_ungleichheit_v10_online.pdf
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Betriebsstätten haben insbesondere die Tech
branche unabhängig von den realen Orten der 
Wertschöpfung gemacht. 

Aber auch in der Agrarwirtschaft haben Quasi-
monopolstrukturen Konzernen Möglichkeiten er-
öffnet, Preise künstlich hoch zu halten, bzw. von 
Krisen zu profitieren, indem Kostensteigerungen 
ohne Gewinneinbußen an die Verbraucher:innen 
durchgereicht wurden. Die weltweit gestiegenen 
Lebenshaltungskosten wirken armutsverstärkend. 
Der Bericht des Expert:innenkomitees stellt heraus, 
dass weltweit jeder vierte Mensch von Ernährungs-
unsicherheit betroffen ist. 

Der internationale wettbewerbspolitische Instru-
mentenkasten reicht nicht und bestehende Mög-
lichkeiten werden nicht ausgeschöpft, um der re-
lativen branchenübergreifenden Marktmacht von 
großen Unternehmen etwas entgegen zu setzen. 
Während klassische Kontrollmechanismen vor 
allem den Wettbewerb von Unternehmen auf der 
gleichen Ebene in den Blick nehmen, bleibt die 
vertikale Dimension von Marktmacht außen vor. 
Dabei ist es inzwischen gängige Praxis, dass ein-
zelne große Player das ganze unternehmerische 
Ökosystem dominieren, und die gesamte Liefer-
kette mit den dafür relevanten Unternehmen auf-
kaufen.

Ungleichheit ist das Ergebnis von  
politischen Entscheidungen

Die Expert:innen des G20-Komitees betonen, 
dass die wachsende Ungleichheit das Ergebnis po-
litischer Entscheidungen ist und dementsprechend 
durch politisches Handeln korrigiert werden kann. 
Sie drängen darauf, konkrete Maßnahmen zur Ein-
dämmung von Marktmacht zu ergreifen. Konkret 
schlagen sie vor: 

1.	�Unternehmenskonzentrationen einzudämmen, 
Monopole aufzubrechen und wettbewerbs
feindliche Praktiken einzuschränken;

2.	�die internationalen Regeln für den Schutz  
geistigen Eigentums zu reformieren;

3.	�Maßnahmen zur Verringerung der Preisvola-
tilität von Lebensmitteln zu ergreifen. Hierzu 
zählen wettbewerbspolitische Instrumente aber 
auch die Eindämmung von Spekulation und das 
Vorhalten von Pufferbeständen;

4.	�die Stabilisierung der Preise für andere lebens-
wichtige Güter und Dienstleistungen durch  
Abfederung externer Schocks zu gewährleisten; 

5.	�gemeinwohlorientierte digitale Infrastruktur  
als öffentliche Alternative aufzubauen.

Neben Empfehlungen zur Schärfung und Anwen-
dung wettbewerbspolitischer Instrumente, mahnt 
der Bericht einen an globalen Partnerschaften ori-
entierten Paradigmenwechsel in der internationalen 
Handels- und Industriepolitik an, der unterlegt sein 
soll von industriepolitischen Nachhaltigkeits- und 
Entwicklungsstrategien im nationalen Kontext. Die 
Expert:innen fordern darüber hinaus Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Ungleichheit, die die Verbes-
serung von Arbeitsbedingungen weltweit in den 
Vordergrund rücken, sowie eine Rückbesinnung 
auf den Primat des Staates gegenüber dem Privat
sektor. Um die leeren öffentlichen Kassen wieder 
aufzufüllen und der Vermögenskonzentration ent-
gegenzuwirken, formuliert der Bericht Empfeh-
lungen zur internationalen Besteuerung multinati-
onaler Konzerne und sehr reicher Privatpersonen, 
sowie eine gerechtere Lastenverteilung in nationa-
len Steuersystemen. Darüber hinaus werden eine 
ganze Reihe von konkreten Reformbedarfen in 
der internationalen Finanzarchitektur identifiziert. 

Vorschlag eines Inequality Panels

Mit Blick auf ihre eigene Arbeit, die den aktuellen 
Forschungsstand reflektiert hat, bemerken die Ex-
pert:innen, dass weiterer und kontinuierlicher For-
schungsbedarf besteht. Während Armut vergleichs-
weise gut erforscht ist, sei es relativ schwierig, for-
schungsbasierte Aussagen über Vermögen und Ver-
mögenskonzentration zu treffen, weil die Daten 
dazu entweder gar nicht erhoben werden oder für 
Wissenschaftler:innen nicht zugänglich sind. 

Das G20-Komitee schlägt deshalb die Einrich-
tung eines internationalen Inequality Panels (IPI) 
nach dem Vorbild des Weltklimarats (IPCC) vor, 
im Rahmen dessen Wissenschaftler:innen aus der 
ganzen Welt an der Erforschung von Ungleichheit 
zusammenarbeiten. Ähnlich wie der Weltklimarat, 
soll auch der neue Rat eng an relevante politische 
Prozesse angedockt sein, und so die Formulierung 
von evidenzbasierten politischen Entscheidungen 
zur Reduktion von Ungleichheit ermöglichen. Der 
Vorstoß wurde durch einen offenen Brief von über 
500 Ungleichheitsexpert:innen aus mehr als 70 
Ländern unterstützt. Ein solches Panel könnte eine 
nützliche Rolle dabei spielen, effektivere Umset-
zungsmechanismen für die globale Entwicklungs
agenda Beyond 2030 zu entwerfen. 

https://arxiv.org/pdf/2511.02931
https://wid.world/news-article/500-economists-and-inequality-experts-from-seventy-countries-support-call-for-new-ipcc-for-inequality/
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